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LEITSÄTZE — RECHTSSACHE C-566/07 

1. Art. 21 Abs. 1 Buchst. c der Sechsten 
Richtlinie 77/388 zur Harmonisierung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über die Umsatzsteuern in der durch die 
Richtlinie 91/680 geänderten Fassung ist
dahin auszulegen, dass nach dieser Be-
stimmung die Mehrwertsteuer in dem 
Mitgliedstaat geschuldet wird, dessen 
Mehrwertsteuer in einer Rechnung oder
einem ähnlichen Dokument ausgewiesen
ist, selbst wenn der fragliche Vorgang in
diesem Mitgliedstaat nicht steuerpflichtig
war. Anders als in den Fällen, in denen die 
Steuerschuld möglicherweise aufgrund
eines mehrwertsteuerpflichtigen Umsatzes
entsteht, ist der Ort der in Rechnung 
gestellten Dienstleistung für die Entste-
hung der Steuerschuld nach Art. 21 Abs. 1
Buchst. c der Sechsten Richtlinie, die 
ausschließlich geschuldet wird, weil die 
Mehrwertsteuer in dieser Rechnung aus-
gewiesen ist, unerheblich. 

Es ist Sache des nationalen Gerichts, unter 
Berücksichtigung aller maßgeblichen Um-
stände zu prüfen, die Mehrwertsteuer 
welches Mitgliedstaats in der fraglichen
Rechnung ausgewiesen ist. Insoweit kön-
nen u. a. der ausgewiesene Mehrwerts-
teuersatz, die Währung des angegebenen
Rechnungsbetrags, die Sprache, in der die
Rechnung ausgestellt ist, der Inhalt und
der Kontext der fraglichen Rechnung, die
Orte, an denen der Aussteller der Rech-
nung und der Empfänger der Dienstleis-
tung niedergelassen sind, sowie deren 
Verhalten maßgeblich sein. 

(vgl. Randnrn. 27, 33, Tenor 1) 

2. Der Grundsatz der steuerlichen Neutrali-
tät schließt es grundsätzlich nicht aus, dass
ein Mitgliedstaat die Berichtigung der 
Mehrwertsteuer, die in diesem Mitglied-
staat allein deshalb geschuldet wird, weil
sie irrtümlich in der versandten Rechnung
ausgewiesen wurde, davon abhängig
macht, dass der Steuerpflichtige dem Emp-
fänger der Dienstleistungen eine berich-
tigte Rechnung zugesandt hat, in der die
Mehrwertsteuer nicht ausgewiesen ist, 
wenn dieser Steuerpflichtige die Gefähr-
dung des Steueraufkommens nicht recht-
zeitig und vollständig beseitigt hat. 

Soweit ferner die nationalen Finanzbe-
hörden die Berichtigung der Mehrwert-
steuer auch davon abhängig machen, dass
der Aussteller der fraglichen Rechnung
dem Empfänger der Dienstleistungen die
zu Unrecht gezahlte Steuer erstattet, ver-
bietet es das Gemeinschaftsrecht nicht, 
dass ein nationales Rechtssystem die Er-
stattung von zu Unrecht erhobenen 
Steuern unter Umständen ablehnt, die zu 
einer ungerechtfertigten Bereicherung der
Anspruchsberechtigten führen würden. 

Vorliegen und Umfang der ungerechtfer-
tigten Bereicherung, zu der die Erstattung
einer gemeinschaftsrechtswidrig erhobe-
nen Abgabe bei einem Abgabepflichtigen
führt, lassen sich jedoch erst nach einer
Untersuchung feststellen, bei der alle maß-
geblichen Umstände berücksichtigt wer-
den. Es ist Sache des vorlegenden Gerichts,
eine solche Untersuchung durchzuführen. 
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Maßgeblich kann in diesem Zusammen-
hang sein, ob die zwischen dem Aussteller
der Rechnung und dem Empfänger der 
Dienstleistungen geschlossenen Verträge 
als Vergütung für die Dienstleistungen
Festbeträge oder um gegebenenfalls anfal-
lende Steuern erhöhte Grundbeträge vor-

sahen. Im ersten Fall liegt möglicherweise
keine ungerechtfertigte Bereicherung des
Ausstellers der Rechnung vor. 

(vgl. Randnrn. 48-51, Tenor 2) 
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